
Innergemeinschaftliche Lieferungen sind umsatzsteuerfrei. 
Jedoch müssen die Voraussetzungen hierfür vom leistenden 
Unternehmer nachgewiesen werden. 

Eine innergemeinschaftliche Lieferung liegt vor, wenn bei ei-
ner Lieferung die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Unternehmer oder der Abnehmer hat den Gegen-
stand der Lieferung in das übrige Gemeinschaftsgebiet 
befördert oder versendet;

2. der Abnehmer ist

a) ein Unternehmer, der den Gegenstand der Lieferung 
für sein Unternehmen erworben hat,

b) eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist 
oder die den Gegenstand der Lieferung nicht für ihr 
Unternehmen erworben hat, oder 

c) bei der Lieferung eines neuen Fahrzeuges auch jeder 
andere Erwerber

3. und der Erwerb des Gegenstands der Lieferung unterliegt 
beim Abnehmer in einem anderen Mitgliedstaat den Vor-
schriften der Umsatzbesteuerung.

Der Gegenstand der Lieferung kann durch Beauftragte vor der 
Beförderung oder Versendung in das übrige Gemeinschafts-
gebiet bearbeitet oder verarbeitet worden sein. 

Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt auch das einer Lie-
ferung gleichgestellte Verbringen eines Gegenstands.

Nach der mit Wirkung vom 1.1.2012 geänderten Umsatz-
steuer-Durchführungsverordnung (UStDV) sollte für inner-
gemeinschaftliche Lieferungen sowohl in Beförderungs- als 
auch in Versendungsfällen der gesetzlich vorgeschriebene 
Belegnachweis im Gegensatz zum bis zum 31.12.2011 gelten-
den Recht mit einer sog. Gelangensbestätigung geführt wer-
den. Diese Bestätigung sollte die bis dahin unterschiedlichen 
Belegnachweise ersetzen, also den Verbringensnachweis, die 
Empfangsbestätigung und - in Versendungsfällen – den han-
delsüblichen Beleg, aus dem sich der Bestimmungsort ergibt. 
Bescheinigungen der Abholperson (Verbringensversicherung) 
oder des Spediteurs (Eigenbeleg) hätten nicht mehr als Beleg-
nachweise verwendet werden können. 

Es hat sich aber in der Praxis gezeigt, dass die Gelangensbe-
stätigung als regelmäßig einzige Nachweismöglichkeit für die 
Anwendung der Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche 
Lieferungen in der Praxis zu Anwendungsschwierigkeiten ge-
führt hat. Die Wirtschaft hatte an der Neuregelung kritisiert, 
dass es für die Unternehmer schwierig bzw. teilweise nicht 
machbar sei, eine Bestätigung mit Unterschrift des tatsäch-
lichen Abnehmers über den Empfang des Liefergegenstands 
zu erhalten. 

Das Bundesfi nanzministerium räumte daher mehrfache Über-
gangsregelungen ein. Demnach wird es nicht beanstandet, 
wenn für bis zum 30.9.2013 ausgeführte innergemeinschaft-
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liche Lieferungen der beleg- und buchmäßige Nachweis, der 
Voraussetzung für die Umsatzsteuerbefreiung ist, noch auf 
Grundlage der bis zum 31.12.2011 geltenden Rechtslage ge-
führt wird.

Mit der nunmehr gültigen Fassung der UStDV wird - nicht 
zuletzt im Interesse der Wirtschaft an einer rechtssicheren 
Belegnachweisführung – an der Gelangensbestätigung als 
„einer“ Möglichkeit zur vereinfachten Nachweisführung – 
bzw. an dem Grundsatz festgehalten, dass für die Umsatz-
steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung 
nachgewiesen werden muss, dass der Liefergegenstand in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt ist. 

Gleichzeitig werden jedoch bestimmte (weitere) Vereinfa-
chungen angeboten und geregelt, die den Erhalt einer Gelan-
gensbestätigung bzw. den Umgang mit ihr erleichtern. 

So wurde z. B. die bisherige Regelung dahingehend erwei-
tert, dass auch ein von dem Abnehmer zur Abnahme des 
Liefergegenstandes Beauftragter die Gelangensbestätigung 
unterzeichnen kann. Dies kann z. B. ein selbstständiger La-
gerhalter sein, der für den Abnehmer den Liefergegenstand 
entgegen nimmt, ein anderer Unternehmer, der mit der Wa-
renannahme beauftragt wurde, oder in einem Reihengeschäft 
der tatsächliche (letzte) Abnehmer. Ein mit dem Warentrans-
port beauftragter selbstständiger Dritter kann für Zwecke der 
Gelangens bestätigung nicht zur Abnahme der Ware beauf-
tragt sein. Im Übrigen muss der Abnehmer die Gelangensbe-
stätigung nicht in jedem Fall persönlich unterzeichnen; dies 
kann auch z. B. durch einen Arbeitnehmer geschehen.

Daneben wird insbesondere auch zugelassen, dass der Unter-
nehmer das Vorliegen einer innergemeinschaftlichen Liefe-
rung mit einer Bescheinigung des von ihm beauftragten Spe-
diteurs belegen kann. Der Unternehmer kann den Nachweis 
(insbesondere den Nachweis über das Gelangen des Lieferge-
genstands in das übrige Gemeinschaftsgebiet), sofern der ver-
einfachte Nachweis nicht erbracht werden kann, aber auch 
mit allen anderen zulässigen Belegen und Beweismitteln füh-
ren, aus denen sich das Gelangen des Liefergegenstands in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet an den umsatzsteuerrecht-
lichen Abnehmer in der Gesamtschau nachvollziehbar und 
glaubhaft ergibt. 

Die Gelangensbestätigung gilt damit nur als eine mögliche 
Form des Belegnachweises, mit dem die Voraussetzungen 
der Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Liefe-
rung für die Finanzverwaltung eindeutig und leicht nach-
prüfbar sind. 

Gleiches gilt auch für die Belege, mit denen der Unternehmer 
anstelle der Gelangensbestätigung die Steuerbefreiung einer 
innergemeinschaftlichen Lieferung nachweisen kann.

Bitte beachten Sie! Liegen dem liefernden Unternehmer 
Belege der in der UStDV genannten Art nicht vor, kann der 
Unternehmer die Steuerbefreiung einer innergemeinschaftli-
chen Lieferung auch mit anderen Belegen oder Beweismit-
teln nicht führen, kommt der Unternehmer seinen Nachweis-
pfl ichten nicht oder nur unvollständig nach, erweisen sich die 

Nachweisangaben bei einer Überprüfung als unzutreffend 
oder bestehen zumindest berechtigte Zweifel an der inhalt-
lichen Richtigkeit der Angaben, die der Unternehmer nicht 
ausräumt, ist von der Steuerpfl icht der innergemeinschaftli-
chen Lieferung auszugehen.

Die Steuerbefreiung kommt auch nicht in Betracht, auch 
nicht auf Grund des Vorliegens einer objektiven Beweislage, 
wenn die unrichtige Nachweisführung dazu dient, die Identi-
tät des Abnehmers der innergemeinschaftlichen Lieferung zu 
verschleiern, um diesem im Bestimmungsmitgliedstaat eine 
Mehrwertsteuerhinterziehung zu ermöglichen.

Nachweis bei innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen in Beförderungs- und Versendungsfällen 
ab dem 1.10.2013

Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen hat der Unternehmer 
im Geltungsbereich durch Belege nachzuweisen, dass er oder 
der Abnehmer den Gegenstand der Lieferung in das übrige Ge-
meinschaftsgebiet befördert oder versendet hat. Die Voraus-
setzung muss sich aus den Belegen eindeutig und leicht nach-
prüfbar ergeben.

Als eindeutig und leicht nachprüfbar gilt insbesondere ein
Nachweis, der wie folgt geführt wird:

1. durch das Doppel der Rechnung und

2. durch eine Bestätigung des Abnehmers, dass der Gegen-
stand der Lieferung in das übrige Gemeinschaftsgebiet 
gelangt ist (Gelangensbestätigung), die folgende Anga-
ben zu enthalten hat:

a) den Namen und die Anschrift des Abnehmers;

b) die Menge des Gegenstands der Lieferung und die 
handelsübliche Bezeichnung einschließlich der 
Fahrzeug-Identifi kationsnummer bei Fahrzeugen;

c) im Fall der Beförderung oder Versendung durch den 
Unternehmer oder im Fall der Versendung durch den 
Abnehmer den Ort und den Monat des Erhalts des 
Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet und 
im Fall der Beförderung des Gegenstands durch den 
Abnehmer den Ort und den Monat des Endes der 
Beförderung des Gegenstands im übrigen Gemein-
schaftsgebiet;

d) das Ausstellungsdatum der Bestätigung sowie

e) die Unterschrift des Abnehmers oder eines von ihm 
zur Abnahme Beauftragten. Bei einer elektronischen 
Übermittlung der Gelangensbestätigung ist eine 
Unterschrift nicht erforderlich, sofern erkennbar ist, 
dass die elektronische Übermittlung im Verfügungs-
bereich des Abnehmers oder des Beauftragten be-
gonnen hat.



 Die Gelangensbestätigung kann als Sammelbestätigung 
ausgestellt werden. In der Sammelbestätigung können 
Umsätze aus bis zu einem Quartal zusammengefasst 
werden. 

 Beispiel: Der liefernde Unternehmer U hat mit einem 
Kunden K eine ständige Geschäftsbeziehung und liefert 
in den Monaten Juli bis September Waren, über die in 
insgesamt 150 Rechnungen abgerechnet wird. K kann in 
einer Gelangensbestätigung den Erhalt der Waren unter 
Bezugnahme auf die jeweiligen Rechnungsnummern be-
stätigen. Als Zeitpunkt des Warenerhalts kann der jewei-
lige Monat angegeben werden.

 
 Die Gelangensbestätigung kann in jeder die erforderli-

chen Angaben enthaltenden Form erbracht werden; sie 
kann auch aus mehreren Dokumenten bestehen, aus de-
nen sich die geforderten Angaben insgesamt ergeben.

In folgenden Fällen kann der Unternehmer den Nachweis 
auch durch folgende andere Belege als die Gelangensbestä-
tigung führen:

1. bei der Versendung des Gegenstands der Lieferung durch 
den Unternehmer oder Abnehmer: 

a) durch einen Versendungsbeleg, insbesondere durch

aa) einen handelsrechtlichen Frachtbrief, der vom 
Auftraggeber des Frachtführers unterzeichnet ist 
und die Unterschrift des Empfängers als Bestäti-
gung des Erhalts des Gegenstands der Lieferung 
enthält,

bb) ein Konnossement oder

cc) Doppelstücke des Frachtbriefs oder Konnosse-
ments,

b) durch einen anderen handelsüblichen Beleg als den 
Belegen nach Buchstabe a, insbesondere mit einer 
Bescheinigung des beauftragten Spediteurs, der fol-
gende Angaben zu enthalten hat:

aa) den Namen und die Anschrift des mit der Be-
förderung beauftragten Unternehmers sowie das 
Ausstellungsdatum,

bb) den Namen und die Anschrift des liefernden Un-
ternehmers sowie des Auftraggebers der Versen-
dung,

cc) die Menge des Gegenstands der Lieferung und 
dessen handelsübliche Bezeichnung,

dd) den Empfänger des Gegenstands der Lieferung 
und den Bestimmungsort im übrigen Gemein-
schaftsgebiet,

ee) den Monat, in dem die Beförderung des Gegen-

stands der Lieferung im übrigen Gemeinschafts-
gebiet geendet hat,

ff) eine Versicherung des mit der Beförderung be-
auftragten Unternehmers, dass die Angaben in 
dem Beleg auf Grund von Geschäftsunterlagen 
gemacht wurden, die im Gemeinschaftsgebiet 
nachprüfbar sind, sowie

gg) die Unterschrift des mit der Beförderung beauf-
tragten Unternehmers. 

 
 Bei einer elektronischen Übermittlung des Belegs 

an den liefernden Unternehmer ist eine Unterschrift 
des mit der Beförderung Beauftragten nicht erfor-
derlich, sofern erkennbar ist, dass die Übermittlung 
im Verfügungsbereich des mit der Beförderung be-
auftragten Unternehmers begonnen hat,

c) durch eine schriftliche oder elektronische Auftrags-
erteilung und ein von dem mit der Beförderung Be-
auftragten erstelltes Protokoll, das den Transport 
lückenlos bis zur Ablieferung beim Empfänger nach-
weist, oder 

d) in den Fällen von Postsendungen, in denen eine Be-
legnachweisführung nach Buchstabe c nicht mög-
lich ist: durch eine Empfangsbescheinigung eines 
Postdienstleisters über die Entgegennahme der an 
den Abnehmer adre ssierten Postsendung und den 
Nachweis über die Bezahlung der Lieferung;

2. bei der Versendung des Gegenstands der Lieferung durch 
den Abnehmer durch einen Nachweis über die Entrich-
tung der Gegenleistung für die Lieferung des Gegen-
stands von einem Bankkonto des Abnehmers sowie durch 
eine Bescheinigung des beauftragten Spediteurs, die fol-
gende Angaben zu enthalten hat:

a) den Namen und die Anschrift des mit der Beförde-
rung beauftragten Unternehmers sowie das Ausstel-
lungsdatum,

b) den Namen und die Anschrift des liefernden Unter-
nehmers sowie des Auftraggebers der Versendung,

c) die Menge des Gegenstands der Lieferung und die 
handelsübliche Bezeichnung,

d) den Empfänger des Gegenstands der Lieferung und 
den Bestimmungsort im übrigen Gemeinschaftsge-
biet,

e) eine Versicherung des mit der Beförderung beauf-
tragten Unternehmers, den Gegenstand der Liefe-
rung an den Bestimmungsort im übrigen Gemein-
schaftsgebiet zu befördern, sowie

f) die Unterschrift des mit der Beförderung beauftrag-
ten Unternehmers,
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3. bei der Beförderung im gemeinschaftlichen Versandver-
fahren in das übrige Gemeinschaftsgebiet durch eine 
Bestätigung der Abgangsstelle über die innergemein-
schaftliche Lieferung, die nach Eingang des Beendi-
gungsnachweises für das Versandverfahren erteilt wird, 
sofern sich daraus die Lieferung in das übrige Gemein-
schaftsgebiet ergibt;

4. bei der Lieferung verbrauchsteuerpfl ichtiger Waren:

a) bei der Beförderung verbrauchsteuerpfl ichtiger Wa-
ren unter Steueraussetzung und Verwendung des 
IT-Verfahrens EMCS (Excise Movement and Control 
System – EDV-gestütztes Beförderungs- und Kon-
trollsystem für verbrauchsteuerpfl ichtige Waren) 
durch die von der zuständigen Behörde des anderen 
Mitgliedstaats validierte EMCS-Eingangsmeldung,

b) bei der Beförderung verbrauchsteuerpfl ichtiger Wa-
ren des steuerrechtlich freien Verkehrs durch die 

dritte Ausfertigung des vereinfachten Begleitdoku-
ments, das dem zuständigen Hauptzollamt für Zwe-
cke der Verbrauchsteuerentlastung vorzulegen ist;

5.  bei der Lieferung von Fahrzeugen, die durch den Abneh-
mer befördert werden und für die eine Zulassung für 
den Straßenverkehr erforderlich ist, durch einen Nach-
weis über die Zulassung des Fahrzeugs auf den Erwerber 
im Bestimmungsmitgliedstaat der Lieferung. Der Beleg 
muss bei der Lieferung eines Fahrzeugs zusätzlich dessen 
Fahrzeug-Identifi kationsnummer enthalten.

Anwendungsregel

Für bis zum 30.9.2013 ausgeführte innergemeinschaftliche 
Lieferungen kann der Unternehmer den Nachweis der Steu-
erbefreiung in der am 31.12.2011 geltenden Fassung führen.


